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Hauptversammlung der Talanx Aktiengesellschaft am 7. Mai 2020 

WEITERGEHENDE ERLÄUTERUNGEN ZU DEN RECHTEN DER AKTI ONÄRE 
NACH § 122 ABS. 2, § 126 ABS. 1, § 127, § 131 ABS. 1 AKTG IN VERBINDUNG MIT 

§ 1 DES GESETZES ÜBER MAßNAHMEN IM GESELLSCHAFTS-, 
GENOSSENSCHAFTS-, VEREINS-, STIFTUNGS- UND 

WOHNUNGSEIGENTUMSRECHT ZUR BEKÄMPFUNG DER AUSWIRKUN GEN 
DER COVID-19-PANDEMIE (ART. 2 DES GESETZES ZUR ABMI LDERUNG DER 

FOLGEN DER COVID-19-PANDEMIE IM ZIVIL-, INSOLVENZ- UND 
STRAFVERFAHRENSRECHT, NACHFOLGEND „COVID-19-GESETZ“ ) 

Die Einladung zur Hauptversammlung der Talanx Aktiengesellschaft am 7. Mai 2020 enthält Angaben 
zu den Rechten der Aktionäre nach § 122 Abs. 2, § 126 Abs. 1, § 127, § 131 Abs. 1 AktG i.V.m. § 1 
des Covid-19-Gesetzes. 

Diesen Rechten liegen insbesondere die folgenden derzeitigen gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Bestimmungen zugrunde: 

§ 70 AktG 

Berechnung der Aktienbesitzzeit 

Ist die Ausübung von Rechten aus der Aktie davon abhängig, dass der Aktionär während eines 
bestimmten Zeitraums Inhaber der Aktie gewesen ist, so steht dem Eigentum ein Anspruch auf 
Übereignung gegen ein Kreditinstitut, Finanzdienstleistungsinstitut oder ein nach § 53 Abs. 1 Satz 1 
oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen tätiges Unternehmen gleich. 
Die Eigentumszeit eines Rechtsvorgängers wird dem Aktionär zugerechnet, wenn er die Aktie 
unentgeltlich, von seinem Treuhänder, als Gesamtrechtsnachfolger, bei Auseinandersetzung einer 
Gemeinschaft oder bei einer Bestandsübertragung nach § 13 des Versicherungsaufsichtsgesetzes 
oder § 14 des Gesetzes über Bausparkassen erworben hat. 

§ 122 AktG 

Einberufung auf Verlangen einer Minderheit 

(Auszug) 

(1) Die Hauptversammlung ist einzuberufen, wenn Aktionäre, deren Anteile zusammen den 
zwanzigsten Teil des Grundkapitals erreichen, die Einberufung schriftlich unter Angabe des 
Zwecks und der Gründe verlangen; das Verlangen ist an den Vorstand zu richten. Die Satzung 
kann das Recht, die Einberufung der Hauptversammlung zu verlangen, an eine andere Form 
und an den Besitz eines geringeren Anteils am Grundkapital knüpfen. Die Antragsteller haben 
nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs des Verlangens 
Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des Vorstands über den 
Antrag halten. § 121 Absatz 7 ist entsprechend anzuwenden. 
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§ 121 Allgemeines 

 (Auszug) 
 

(7) Bei Fristen und Terminen, die von der Versammlung zurückberechnet werden, ist der Tag der 
Versammlung nicht mitzurechnen. Eine Verlegung von einem Sonntag, einem Sonnabend oder 
einem Feiertag auf einen zeitlich vorausgehenden oder nachfolgenden Werktag kommt nicht in 
Betracht. Die §§ 187 bis 193 des Bürgerlichen Gesetzbuchs sind nicht entsprechend 
anzuwenden. Bei nichtbörsennotierten Gesellschaften kann die Satzung eine andere Berechnung 
der Frist bestimmen. 

§ 126 AktG  

Anträge von Aktionären 

(1) Anträge von Aktionären einschließlich des Namens des Aktionärs, der Begründung und einer 
etwaigen Stellungnahme der Verwaltung sind den in § 125 Abs. 1 bis 3 genannten Berechtigten 
unter den dortigen Voraussetzungen zugänglich zu machen, wenn der Aktionär mindestens 14 
Tage vor der Versammlung der Gesellschaft einen Gegenantrag gegen einen Vorschlag von 
Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der Tagesordnung mit Begründung an 
die in der Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse übersandt hat. Der Tag des Zugangs ist nicht 
mitzurechnen. Bei börsennotierten Gesellschaften hat das Zugänglichmachen über die 
Internetseite der Gesellschaft zu erfolgen. § 125 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Ein Gegenantrag und dessen Begründung brauchen nicht zugänglich gemacht zu werden, 
1. soweit sich der Vorstand durch das Zugänglichmachen strafbar machen würde, 
2. wenn der Gegenantrag zu einem gesetz- oder satzungswidrigen Beschluss der 

Hauptversammlung führen würde, 
3. wenn die Begründung in wesentlichen Punkten offensichtlich falsche oder irreführende 

Angaben oder wenn sie Beleidigungen enthält, 
4. wenn ein auf denselben Sachverhalt gestützter Gegenantrag des Aktionärs bereits zu 

einer Hauptversammlung der Gesellschaft nach § 125 zugänglich gemacht worden ist, 
5. wenn derselbe Gegenantrag des Aktionärs mit wesentlich gleicher Begründung in den 

letzten fünf Jahren bereits zu mindestens zwei Hauptversammlungen der Gesellschaft 
nach § 125 zugänglich gemacht worden ist und in der Hauptversammlung weniger als 
der zwanzigste Teil des vertretenen Grundkapitals für ihn gestimmt hat, 

6. wenn der Aktionär zu erkennen gibt, dass er an der Hauptversammlung nicht teilnehmen 
und sich nicht vertreten lassen wird, oder 

7. wenn der Aktionär in den letzten zwei Jahren in zwei Hauptversammlungen einen von 
ihm mitgeteilten Gegenantrag nicht gestellt hat oder nicht hat stellen lassen. 

 Die Begründung braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn sie insgesamt mehr als 
5 000 Zeichen beträgt. 

(3) Stellen mehrere Aktionäre zu demselben Gegenstand der Beschlussfassung Gegenanträge, so 
kann der Vorstand die Gegenanträge und ihre Begründungen zusammenfassen. 

§ 127 AktG  

Wahlvorschläge von Aktionären 

Für den Vorschlag eines Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder von Abschlussprüfern 
gilt § 126 sinngemäß. Der Wahlvorschlag braucht nicht begründet zu werden. Der Vorstand braucht 
den Wahlvorschlag auch dann nicht zugänglich zu machen, wenn der Vorschlag nicht die Angaben 
nach § 124 Absatz 3 Satz 4 und § 125 Abs. 1 Satz 5 enthält. Der Vorstand hat den Vorschlag eines 
Aktionärs zur Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern börsennotierter Gesellschaften, für die das 
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Mitbestimmungsgesetz, das Montan-Mitbestimmungsgesetz oder das Mitbestimmungsergänzungs-
gesetz gilt, mit folgenden Inhalten zu versehen: 

1. Hinweis auf die Anforderungen des § 96 Absatz 2, 

2. Angabe, ob der Gesamterfüllung nach § 96 Absatz 2 Satz 3 widersprochen wurde und 

3. Angabe, wie viele der Sitze im Aufsichtsrat mindestens jeweils von Frauen und Männern 
besetzt sein müssen, um das Mindestanteilsgebot nach § 96 Absatz 2 Satz 1 zu erfüllen. 

§ 131 AktG 

Auskunftsrecht des Aktionärs 

(Auszug) 

(1) Jedem Aktionär ist auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand Auskunft über 
Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung des 
Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt sich auch auf 
die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen 
Unternehmen. Macht eine Gesellschaft von den Erleichterungen nach § 266 Abs. 1 Satz 3, 
§ 276 oder § 288 des Handelsgesetzbuchs Gebrauch, so kann jeder Aktionär verlangen, dass 
ihm in der Hauptversammlung über den Jahresabschluss der Jahresabschluss in der Form 
vorgelegt wird, die er ohne diese Erleichterung hätte. Die Auskunftspflicht des Vorstands eines 
Mutterunternehmens (§ 290 Abs. 1, 2 des Handelsgesetzbuchs) in der Hauptversammlung, der 
der Konzernabschluss und der Konzernlagebericht vorgelegt werden, erstreckt sich auch auf 
die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezogenen Unternehmen. 

§ 15 der Satzung der Talanx Aktiengesellschaft 

Vorsitz 

(1)  Die Hauptversammlung leitet der Vorsitzende des Aufsichtsrats, bei dessen Verhinderung ein 
von ihm bestimmtes anderes Mitglied des Aufsichtsrats. Ist keines von diesen Mitgliedern des 
Aufsichtsrats anwesend oder zur Leitung der Versammlung bereit, wird der 
Versammlungsleiter von den anwesenden Aufsichtsratsmitgliedern der Aktionäre durch Wahl 
bestimmt. 

(2)  Der Versammlungsleiter regelt den Ablauf der Hauptversammlung. Er bestimmt insbesondere 
die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, die Art, Form 
und Reihenfolge der Abstimmungen sowie die Reihenfolge der Redner. 

(3)  Der Versammlungsleiter kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen 
gestalten und beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung 
oder während ihres Verlaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen 
Hauptversammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesordnungspunkt oder für den einzelnen 
Redner zu setzen. 

(4)  Wenn dies in der Einladung zur Hauptversammlung angekündigt ist, kann der 
Versammlungsleiter die Aufzeichnung und Übertragung der Hauptversammlung in Bild und 
Ton in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise anordnen. 

 
 

§ 1 des Covid-19-Gesetzes 
 
(1) Die Entscheidungen über die Teilnahme der Aktionäre an der Hauptversammlung im Wege 

elektronischer Kommunikation nach § 118 Absatz 1 Satz 2 des Aktiengesetzes (elektronische 
Teilnahme), die Stimmabgabe im Wege elektronischer Kommunikation nach § 118 Absatz 2 
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des Aktiengesetzes (Briefwahl), die Teilnahme von Mitgliedern des Aufsichtsrats im Wege 
der Bild- und Tonübertragung nach § 118 Absatz 3 Satz 2 des Aktiengesetzes und die 
Zulassung der Bild- und Tonübertragung nach § 118 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann der 
Vorstand der Gesellschaft auch ohne Ermächtigung durch die Satzung oder eine 
Geschäftsordnung treffen. 

 
(2)  Der Vorstand kann entscheiden, dass die Versammlung ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten als virtuelle Hauptversammlung 
abgehalten wird, sofern 
 
1. die Bild- und Tonübertragung der gesamten Versammlung erfolgt, 

 
2. die Stimmrechtsausübung der Aktionäre über elektronische Kommunikation (Briefwahl 

oder elektronische Teilnahme) sowie Vollmachtserteilung möglich ist, 
 
3. den Aktionären eine Fragemöglichkeit im Wege der elektronischen Kommunikation 

eingeräumt wird, 
 

4. den Aktionären, die ihr Stimmrecht nach Nummer 2 ausgeübt haben, in Abweichung von 
§ 245 Nummer 1 des Aktiengesetzes unter Verzicht auf das Erfordernis des Erscheinens 
in der Hauptversammlung eine Möglichkeit zum Widerspruch gegen einen Beschluss der 
Hauptversammlung eingeräumt wird. 
 

Der Vorstand entscheidet nach pflichtgemäßem, freiem Ermessen, welche Fragen er wie 
beantwortet; er kann auch vorgeben, dass Fragen bis spätestens zwei Tage vor der 
Versammlung im Wege elektronischer Kommunikation einzureichen sind. 

 
(3) Abweichend von § 123 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 5 des Aktiengesetzes kann der 

Vorstand entscheiden, die Hauptversammlung spätestens am 21. Tag vor dem Tag der 
Versammlung einzuberufen. 
Abweichend von § 123 Absatz 4 Satz 2 des Aktiengesetzes hat sich der Nachweis des 
Anteilsbesitzes bei börsennotierten Gesellschaften auf den Beginn des zwölften Tages vor der 
Versammlung zu beziehen und muss bei Inhaberaktien der Gesellschaft an die in der 
Einberufung hierfür mitgeteilte Adresse bis spätestens am vierten Tag vor der 
Hauptversammlung zugehen, soweit der Vorstand in der Einberufung der Hauptversammlung 
keine kürzere Frist für den Zugang des Nachweises bei der Gesellschaft vorsieht; 
abweichende Satzungsbestimmungen sind unbeachtlich.  
Im Fall der Einberufung mit verkürzter Frist nach Satz 1 hat die Mitteilung nach § 125 
Absatz 1 Satz 1 des Aktiengesetzes spätestens zwölf Tage vor der Versammlung und die 
Mitteilung nach § 125 Absatz 2 des Aktiengesetzes hat an die zu Beginn des zwölften Tages 
vor der Hauptversammlung im Aktienregister Eingetragenen zu erfolgen.  
Abweichend von § 122 Absatz 2 des Aktiengesetzes müssen Ergänzungsverlangen im 
vorgenannten Fall mindestens 14 Tage vor der Versammlung der Gesellschaft zugehen. 

 
(6)  Die Entscheidungen des Vorstands nach den Absätzen 1 bis 5 bedürfen der Zustimmung des 

Aufsichtsrats. Abweichend von § 108 Absatz 4 des Aktiengesetzes kann der Aufsichtsrat den 
Beschluss über die Zustimmung ungeachtet der Regelungen in der Satzung oder der 
Geschäftsordnung ohne physische Anwesenheit der Mitglieder schriftlich, fernmündlich oder 
in vergleichbarer Weise vornehmen. 
 

(7)  Die Anfechtung eines Beschlusses der Hauptversammlung kann unbeschadet der Regelung in 
§ 243 Absatz 3 Nummer 1 des Aktiengesetzes auch nicht auf Verletzungen von § 118 Absatz 
1 Satz 3 bis 5, Absatz 2 Satz 2 oder Absatz 4 des Aktiengesetzes, die Verletzung von 
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Formerfordernissen für Mitteilungen nach § 125 des Aktiengesetzes sowie nicht auf eine 
Verletzung von Absatz 2 gestützt werden, es sei denn, der Gesellschaft ist Vorsatz 
nachzuweisen. 

 


